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Entscheidende Behörde 

Disziplinaroberkommission 

Entscheidungsdatum 

14.04.1999 

Geschäftszahl 

5/9-DOK/99 

Rechtssatz 

Die Bindung gemäß § 95 Abs. 2 BDG erstreckt sich nicht auf die vom Gericht verhängte Strafe. Die Umstände, 
die das Strafgericht für sein Urteil als wesentlich angesehen hat, kann die Disziplinarbehörde zwar zur Kenntnis 
nehmen, sie muss jedoch eine eigene, dem Dienstrecht gerecht werdende Würdigung vornehmen. Die 
gegenteilige Auffassung hätte im Übrigen die zweifellos vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte Folge, dass im 
Falle einer entsprechenden gerichtlichen Bestrafung des Beamten eine Auflösung dessen öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses trotz gegebener Untragbarkeit nicht zulässig wäre (vgl. dazu das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 18.11.1993, Zl. 93/09/0320). 
 

Der Gesetzgeber hat vielmehr von einer starren Regelung abgesehen und damit den Disziplinarbehörden einen 
der Fallgerechtigkeit dienenden Beurteilungsspielraum offen gelassen (vgl. dazu das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 30.8.1991, Zl. 91/09/0088). Hätte der Gesetzgeber beabsichtigt, der 
strafgerichtlichen Strafbemessung die Bedeutung beizumessen, dass eine Strafe unter der Grenze des § 27 StGB 
eine Entlassung des Beschuldigten als gesetzwidrig oder auch nur als unerwünscht erkennen lassen sollte, dann 
hätte er die einschlägigen Bestimmungen des StGB und des BDG 1979 anders gestaltet; insoweit kommt daher 
dem Strafurteil keine solche Bindungswirkung zu, aber auch sonst kein maßgebender Einfluss auf die 
Bemessung der Disziplinarstrafe (vgl. das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 23.3.1994, Zl. 
93/09/0391). 
 

DK:  Geldstrafe 5 MB (Berufung d DA) 

DOK: Entlassung 


